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AMT PROBSTEI
fir die GEMEINDE SCHONBERG

Vorlage an am Sitzungsvorlage
Planungsausschuss 21.01.2020 Offentlich
Gemeindevertretung 30.01.2020 Offentlich

Bezeichnung des Tagesordnungspunktes:

Einleitung der vorbereitenden Untersuchungen im Rahmen des
Stadtebaufdérderungsprogramms "Aktive Stadt- und Ortsteilzentren" (Festlegung
des Gebiets "Ortsmitte" fur die vorbereitenden Untersuchungen)

Sachverhalt:

Eingangs wird auf die Beratungen im Rahmen der Sitzungen des Planungsausschusses vom
23.01.2019 sowie der Gemeindevertretung vom 31.01.2019 verwiesen. Auf Basis des in der
Verwaltungsvorlage SCHON/BV/372/2019 dargestellten Sachverhaltes hatte die Gemeinde-
vertretung am 31.01.2019 folgenden Beschluss gefasst:

,Die Gemeindevertretung beschlielt, den Antrag zur Aufnahme in das Stadtebauférderungs-
programm ,Aktive Stadt- und Ortsteilzentren® bis zum 28.02.2019 zu stellen.”

Ausgehend von der am 14.09.2017 erfolgten Interessenbekundung gegentber dem Ministe-
rium fur Inneres, landliche Raume und Integration des Landes Schleswig-Holstein (MILI)
wurde zur Umsetzung des vorstehend genannten Beschlusses mit Schreiben vom
21.02.2019 die formale Aufnahme in das Stadtebauférderungsprogramm ,Aktive Stadt- und
Ortsteilzentren” gestellt.

Mit dem Ankindigungserlass vom 31.07.2019 hat das MILI die stadtebauliche Gesamtmal3-
nahme ,Ortszentrum” mit einem Gesamtbetrag von 120.000,00 EUR in das Stadtebauférde-
rungsprogramm 2019 aufgenommen.

Dem Antrag vom 21.02.2019 wurde in der Weise entsprochen, dass der Gemeinde Schon-
berg flr die noch naher zu bestimmende stadtebauliche Gesamtmalnahme ,Ortszentrum®
(vgl. unten) von der Investitionsbank Schleswig-Holstein (Forderstelle) eine Zuwendung des
Bundes und des Landes nach Mafigabe der 88 164 a und 164 b BauGB in Verbindung mit
den Stadtebauférderungsrichtlinien des Landes Schleswig-Holstein in der Fassung vom
01.01.2015 (StBauFR SH 2015) in Hohe von 80.000,00 EUR fur das Haushaltsjahr 2020
bewilligt wurde. Diese Stadtebauférderungsmittel sind von der Gemeinde Schénberg um den
Eigenanteil von /5, mithin 40.000,00 EUR, zu komplettieren. Dieser Eigenanteil ist im Haus-
halt zu veranschlagen und wird dem zwingend zu bildenden Sondervermdgen zugefihrt
werden. Gleiches gilt fir die Zuwendung.




Die Zuwendung ist zweckgebunden fir die Vorbereitung, die Durchfihrung und den Ab-
schluss sogenannter stadtebaulicher Gesamtmalnahmen zu verwenden. Die hierfir maf3-
geblichen Regelungen sind Bestandteil des besonderen Stadtebaurechts des Zweiten Kapi-
tels BauGB. Das Zweite Kapitel BauGB enthalt ein umfangreiches Instrumentarium, um die
Vorbereitung, die Durchfiihrung und den Abschluss stadtebaulicher Gesamtmafnahmen — je
nach Schwerpunkt und Zielsetzung innerhalb unterschiedlicher Verfahren — zu ermdglichen.

Allen Malinahmen innerhalb der unterschiedlichen Verfahren ist jedoch grundsatzlich ge-
mein, dass die Vermutung des Vorliegens von sogenannten stadtebaulichen Missstanden in
den unterschiedlichsten Auspragungen einen Anlass fir das Eingreifen der Gemeinde mit
den Mitteln des besonderen Stadtebaurechts bietet. Welches der unterschiedlichen Verfah-
ren konkret zur Anwendung gelangen wird, kann zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht festgelegt
werden.

Die Gemeinde Schénberg hatte im Rahmen des Antrags vom 21.02.2019 zur Aufnahme in
das Stadtebauférderungsprogramm die von ihr identifizierten stadtebaulichen Problemlagen
wie folgt dargestellt:

,Die FuBgdngerzone ,Knlillgasse’‘ [gemeint diirfte indes der Bereich ,Kniill* und ,Kniillgasse’
sein] weist starke strukturelle und funktionale Defizite auf. Sie ist in ihrer Funktion als Teil
des zentralen Versorgungsbereiches mittlerweile sehr eingeschrankt, da der Einzelhandel
vom historischen Zentrum abgewandert ist, in Richtung sldlichen Teil der Bahnhofstral3e.
Zusétzliche Geschéaftsaufgaben (zum Beispiel Schlecker) haben ebenfalls zu Leerstanden in
der FuRgangerzone gefihrt.

Die Grundversorgung mit Waren des téglichen Bedarfs wird grundsétziich als ,Gut‘ bewertet.
Bedarf besteht am Ausbau in den Bereichen Bekleidung, Haushaltswaren, Sport und Elekt-
ronik.

Das gastronomische Angebot im Zentrum ist ausbauféhig in Qualitéat und Quantitat. Haupt-
sachlich fehlt es an der Vielfalt der Angebote (Restaurants, Cafés und Bars) und an langen
Offnungszeiten (Wintermonate).

Pragnant ist die heutige Heterogenitat der Einzelbereiche im Ortszentrum sowohl in den Nut-
zungen als auch in der Gestaltung. Der maritime Bezug zum Ostseebad wird in der Gestal-
tung nicht bis kaum aufgegriffen.

Es gibt eine Vielzahl an Denkmalern, die jedoch nicht genligend hervorgehoben werden.

Die Themen Nachhaltigkeit und Verbesserung des Klimaschutzes fehlen bislang fast ganz-
lich im Zentrum (zum Beispiel erneuerbare Energien). Ebenso gibt es nur wenige 6ffentliche
Grunflachen. Parkanlagen oder sonstige Griin- und Erholungsrdume gibt es gar nicht. Ange-
bote an alternativen Verkehrskonzepten wie Park & Ride-Stationen oder klimawirksame
Mafinahmen sind nicht vorhanden.

Durch die fehlenden Investitionen in die offentliche Infrastruktur bleiben auch die dringenden
privaten Folgeinvestitionen aus.”

Die Gemeinde Schonberg fokussiert die vermuteten stadtebaulichen Missstidnde mit unter-
schiedlichen Argumenten im Wesentlichen auf folgende Bereiche:

— Stralle ,Am alten Markt"

— Fulgangerzone mit den Strafl’en ,Knill“ und ,Knillgasse®
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— ,Bahnhofstralle®
Die Gemeinde zieht hieraus folgendes Fazit:

,Das Ortsbild weist erhebliche Schwéchen auf. Es mangelt an einem reprdsentativen Er-
scheinungsbild, das dem Charakter eines Ostseebades gerecht wird. Es gibt nur in wenigen
Bereichen standortgerechte, pragende Architektur und ersichtliche Baukultur, die entspre-
chend aufzuwerten ware.

AuBerhalb der Saison wirkt der Bereich ,Knill und ,Kniillgasse‘ unbelebt. Die o6ffentlichen
R&ume und Platzbereiche wirken trotz der touristischen Nutzung grof3tenteils nicht einla-
dend, bieten wenig Qualitdt und sind ungepflegt. Dem Zentrum fehlt es an Identitat. Kein
einheitlicher, pragender und identitatsstiftender Charakter (viele verschiedene Baustile). Die
Sauberkeit im 6ffentlichen Raum musste verbessert werden."

Zur Behebung der vermuteten stadtebaulichen Missstédnde im Rahmen der Stadtebauférde-
rung bedarf es zunachst des allerersten Schrittes, der durch den ,Einleitungsbeschluss® ge-
bildet wird, mit dem zuné&chst ein Untersuchungs- bzw. Forder- oder Mal3hahmengebiet be-
stimmt wird, auf das sich die noch detailliert zu entwickelnde stadtebauliche GesamtmalR-
nahme beziehen soll. Dieser Schritt ist Voraussetzung fir die Einleitung der Voruntersu-
chungen (VU) und stellt sich als Vorbereitung der stadtebaulichen Gesamtmalnahme dar.

Die Einleitung der VU in einem mit dem Einleitungsbeschluss festzulegenden Untersu-
chungsgebiet und daraus resultierend die Erstellung eines integrierten Entwicklungskon-
zeptes (IEK) sollen Erkenntnisse liefern, die weichenstellend fiir die weiteren MaRnahmen in
diesem Gebiet sein werden. Die VU, deren Durchfiihrung das besondere Stadtebaurecht-
recht zwingend vorschreibt, beinhalten insbesondere

— eine Analyse der bestehenden Unzulédnglichkeiten (Welche stadtebaulichen Miss-
stande existieren und wo muss eingegriffen werden?),

— die Auswahl eines geeigneten Rechtsinstruments zur Behebung der stddtebaulichen
Missstande (Welches Verfahren ist dafiir zu wahlen?),

— die Definition von baulichen MalRnahmen (Was muss durch wen und wo baulich ver-
andert werden?),

— die Erstellung einer Kosten- und Finanzierungsibersicht (Wie werden die MaRRnah-
men bezahlt?) sowie

— die endgiltige Festlegung des Fdrder- bzw. Malihahmengebietes, dessen Abgren-
zung vom nun zu bestimmenden Untersuchungsgebiet durchaus abweichen kann
(4hnlich wie die Veranderung des rdumlichen Geltungsbereiches eines Bauleitplanes
im Laufe des Verfahrens).

Die rdumliche Abgrenzung der stadtebaulichen GesamtmalRnahme muss sich nach Abschnitt
A 2.2 Abs. 3 StBauFR SH 2015 aus einem IEK mit den programmspezifischen Anforderun-
gen an die stadtebauliche Planung ergeben (Abschnitt A 5.6.2 StBauFR SH 2015); dessen
Aufstellung im Rahmen der VU ist somit verpflichtend.

Im Programm ,Aktive Stadt- und Ortsteilzentren® ist ein IEK aufzustellen, in dem die Ziele
und MalRnahmen zur Bewaltigung der strukturellen Schwierigkeiten im Foérder- bzw. Mal3-
nahmengebiet schriftlich darzustellen sind. In dem IEK sind die Ergebnisse eines aktuellen
gesamtstadtischen Einzelhandelskonzeptes zu berticksichtigen. Das Entwicklungskonzept ist
in ein gegebenenfalls bereits bestehendes gesamtstadtisches Konzept einzubetten bzw.
davon abzuleiten.
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Das wahrend der VU zu erarbeitende IEK wird daher insbesondere auf dem Ortsentwick-
lungs- und Tourismuskonzept Schénberg 2030 basieren, in dem das Schlisselprojekt Orts-
zentrum Schénberg bereits beschrieben wird. Als zusatzliche Gutachten neben dem IEK
kamen ein (ggf. nur zu aktualisierendes) Einzelhandelsgutachten, ein Verkehrsgutachten mit
integriertem Verkehrskonzept, ein Barrierefreiheitskonzept sowie ggf. ein Gestaltungshand-
buch fur eine einheitliche Darstellung des offentlichen Raumes (StraRen und Wege sowie
deren Beleuchtung) in Betracht.

Die im IEK darzulegende stadtebauliche Planung ist nach Abschnitt 5.6.1 Abs. 2 StBauFR
SH 2015 dem MILI vorzulegen. Das MILI entscheidet Uber die Anerkennung der stadtebauli-
chen Planung als wesentliche Grundlage fir die Entscheidung tUber den Einsatz von Stadte-
bauférderungsmitteln geman Abschnitt C 7 StBauFR SH 2015.

Da sich die VU zwingend auf ein konkret zu bezeichnendes Gebiet beziehen muss und nicht
das gesamte Gemeindegebiet umfassen darf, ist dieses Gebiet durch Beschluss der Ge-
meindevertretung zu bestimmen.

Dieser gemeindlichen Bestimmung hat nach Abschnitt A 2.2 Abs. 5 StBauFR SH 2015 eine
Abstimmung mit dem MILI vorauszugehen. Fir den konkreten Einsatz von Stadtebauférde-
rungsmitteln bedarf es Uberdies der Zustimmung des MILI.

Die mit dem MILI vorgenommene Abstimmung fuhrte zu dem Ergebnis, dass dieses mit E-
Mail vom 09.01.2019 dem vorgeschlagenen Geltungsbereich laut Anlage zugestimmt hat.

Das Gebiet der VU ist der als Anlage beigeflgten Karte zu entnehmen, auf dem dieses gra-
phisch dargestellt wird und blau umrandet ist. Das Gebiet umfasst die ,Ortsmitte®. Es verlauft
in Nord-Sud-Richtung an der hauptsachlich durch die Stralen ,Bahnhofstral3e”, ,Knall%,
,Knullgasse® und ,Am alten Markt“ gebildeten Achse und wird im Norden vom Schulgelande,
dem Tenniscenter und dem Sportplatz begrenzt. In Richtung Stiden wird das Gebiet westlich
der ,StrandstralRe”, ,Albert-Koch-Stral3e“ und ,Grof3e Miihlenstral3e” sowie ostlich der Strale
.Friedhofsweg", beidseitig der Strale ,Am Hang“, 6stlich der Finnenhaussiedlung und der
StraBe ,Am alten Bahnhof* begrenzt. Im Siden schliel3t das Gebiet das Bahnhofsgeléande
und beidseitig die Stralle ,Rosenweg” ein.

Die VU — und hier insbesondere das IEK — wird mit geschatzten Kosten von rund 120.000,00
EUR zu Buche schlagen. Da es sich um MalRnahmen der Vorbereitung einer stadtebaulichen
Gesamtmalinahme handelt, unterliegen sie der Férderung, so dass die bewilligten 80.000,00
EUR Zuwendung hierfir verwendet werden kénnen.

Die einzusetzenden Mittel fur die VU sowie fur das IEK werden sich voraussichtlich in einem
Rahmen bewegen, der eine europaweite Ausschreibung nicht notwendig macht. Die Ge-
meinde kann unter Zugrundelegung haushalts- und vergaberechtlicher Vorschriften eine
Preisumfrage unter Beteiligung von 3 bis 4 geeigneten Firmen (Planungsbiros) vornehmen.
Hierfr wurde der Amtsverwaltung vom MILI bereits eine Liste mit moglichen Bietern zur Ver-
figung gestellt.

Nach Erstellung der VU und des IEK sind die fir die Gesamtmal3hahme einzusetzenden
finanziellen Mittel genau zu ermitteln. Die Benennung der erforderlichen finanziellen Mittel ist
Gegenstand der noch zu erstellenden VU mit IEK.

Fur MaBnahmen der Vorbereitung gemaf Abschnitt B 1 StBauFR SH 2015 beginnt die M6g-
lichkeit des Einsatzes von Stadtebauftrderungsmitteln nach Abschnitt A 3 Abs. 5 Nr. 4
StBauFR SH 2015 im Programm ,Aktive Stadt- und Ortsteilzentren® mit der 6ffentlichen Be-
kanntmachung des Beschlusses der Gemeinde Uber den Beginn der vorbereitenden Unter-
suchungen gemal § 141 BauGB.
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Vor diesem Hintergrund ist es erforderlich, den Beschluss Uber die Einleitung der vorberei-
tenden Untersuchungen unter Definition einer Gebietsabgrenzung zligig zu fassen. Anderen-
falls konnte die bewilligte Zuwendung nicht abgerufen und ein Auftrag zur Erstellung eines
IEK nicht erteilt werden.

Um die VU sachgerecht durchfihren zu konnen, sind einerseits — je nach Fortschritt des
Verfahrens — die Betroffenen, also die Eigentimer, Mieter, Pachter und sonstige zum Besitz
oder zur Nutzung eines Grundstiicks, Gebaudes oder Gebaudeteils Berechtigte oder ihre
Beauftragten in das Verfahren einzubeziehen. Dies ist erforderlich, um im Wege der Partizi-
pation zu sachgerechten stadtebaulichen Ldsungen zu gelangen; &hnlich wie dies im Pro-
zess der Bauleitplanung auch der Fall ist. Aus dem Einleitungsbeschluss und dessen Be-
kanntmachung folgen flr den genannten Personenkreis andererseits die im § 138 BauGB
beschriebenen Auskunftspflichten.

Diese Auskunftspflichten beziehen sich auf in erster Linie auf objektbezogene Tatsachen,
deren Kenntnis zur Vorbereitung von stadtebaulichen MaRnahmen erforderlich ist. Hierbei
sind vor allem Informationen betroffen, die sich auf die bauliche Beschaffenheit von Geb&au-
den, Gebaudeteilen, Wohnungen oder Arbeitsstétten, auf die Zugénglichkeit der Grundsti-
cke oder auf Beeintrachtigungen durch Immissionen beziehen. Daneben kénnen nach Be-
ginn der Voruntersuchungen auch Angaben der Betroffenen ber ihre personlichen Lebens-
umstande im wirtschaftlichen und sozialen Bereich, namentlich Uber die Berufs-, Erwerbs-
und Familienverhéltnisse, das Lebensalter, die Wohnbedurfnisse, die sozialen Verflechtun-
gen sowie uber die ortlichen Bindungen erhoben werden.

Ab dem Zeitpunkt der Bekanntmachung des Einleitungsbeschlusses ist innerhalb des Ge-
biets der VU im Ubrigen § 15 BauGB, der die Zurlickstellung von Baugesuchen regelt, ent-
sprechend auf die Durchfiihrung eines Vorhabens im Sinne des § 29 Abs. 1 BauGB und auf
die Beseitigung einer baulichen Anlage anzuwenden (§ 141 Abs. 4 BauGB). Damit erhalt die
Gemeinde im Einzelfall die Moglichkeit, die Entscheidung der unteren Bauaufsichtsbehdrde
Uber die Zulassigkeit von Vorhaben und die Beseitigung baulicher Anlagen fir die Dauer von
zwolf Monaten aussetzen zu lassen, sofern die Vorbereitung der noch zu bestimmenden
stadtebaulichen Gesamtmalinahme durch die Verwirklichung des Vorhabens bzw. die Besei-
tigung der baulichen Anlage unmdéglich gemacht oder wesentlich erschwert werden wiirde.
Der Gebrauch dieser Moglichkeit wird sich indes allenfalls dann als rechtlich zuléassig erwei-
sen, wenn sich die VU in einem Stadium befinden, das konkrete Schlisse auf die Ausgestal-
tung der stadtebaulichen Gesamtmalinahme zulasst.

Vor diesem Hintergrund empfiehlt es sich, bereits zu Beginn der VU, spatestens aber kurz
nach deren Start, sinnvolle Informationen fiir die Betroffenen offentlich zu prasentieren. Dies
konnte beispielsweise auf einer eigens dafir vorgesehenen Website oder der bereits existie-
renden Web-Préasenz der Gemeinde Schonberg geschehen.

Beschlussvorschlag:

Der Planungsausschluss empfiehlt der Gemeindevertretung, folgende Beschliisse zu fassen:

1. Fur das Untersuchungsgebiet ,Ortsmitte“ sind die vorbereitenden Untersuchungen
(VU) gemal} § 141 BauGB durchzufuhren. Der Untersuchungsbereich ist dem dieser
Beschlussvorlage beigefligtem Lageplan zu entnehmen. Der Beschluss uber die
Durchfuhrung der vorbereitenden Untersuchungen ist ortsiblich bekannt zu machen.
Dabei ist auf die Auskunftspflicht nach 8§ 138 BauGB hinzuweisen.
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2. Die Amtsverwaltung wird gebeten, das zur Vergabe der Auftrage fir die Durchfiihrung
der VU einschlieBlich des integrierten Entwicklungskonzeptes (IEK) notwendige
Vergabeverfahren durchzufthren.

3. Der Burgermeister wird ermachtigt, die Auftrage fiur die VU einschliel3lich des IEK
sowie gegebenenfalls weiterer notwendiger Gutachten im Zusammenhang mit dem
IEK im Rahmen der zur Verfiigung stehenden Haushaltsmittel zu erteilen.

4. Der Burgermeister wird beauftragt, flr eine sachgerechte webbasierte Vorhaltung von

Informationen fur die Betroffenen im Gebiet der VU und im kinftigen Forder- bzw.
MalRnahmegebiet zu sorgen.

Anlagenverzeichnis:

— Antrag der Gemeinde auf Aufnahme in das Forderprogramm vom 21.02.2019
— Zuwendungsbescheid der Investitionsbank Schleswig-Holstein vom 01.10.2019
— Karte mit dem raumlichen Geltungsbereich des Gebietes der Voruntersuchungen im

Mafstab 1:5.000

Gesehen:
Kokocinski
Burgermeister Korber
Amtsdirektor

Gefertigt:

Gerlach
Amt Il

SCHON/BV/476/2020 Seite 6 von 6



	FLD_voname
	Text17
	Datum
	Ostatus
	Nummer
	Beratungsfolge
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag
	Anlage

